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Das Land

Steiermark

Jahrgang 2003

Ausgegeben und versendet am 30. September 2003

17. Stiick

69. Gesetz vom 17. Juni 2003, mit dem das Gesetz iiber Nationalparkorgane (Steiermarkisches Nationalparkorganegesetz —
Stmk. NPOG) erlassen und das Steiermarkische Berg- und Naturwachtgesetz 1977 geandert wird.

70. Vereinbarung gemal Artikel 15a B-VG zwischen dem Bund und dem Land Steiermark zur Errichtung und zum Betrieb

eines Nationalparks Gesduse.

69.

Gesetz vom 17. Juni 2003, mit dem das Gesetz
iiber Nationalparkorgane (Steiermarkisches
Nationalparkorganegesetz — Stmk. NPOG) er-
lassen und das Steiermadrkische Berg- und
Naturwachtgesetz 1977 gedandert wird

Der Steiermarkische Landtag hat beschlossen:

Artikel 1

Gesetz iiber Nationalparkorgane
(Steiermarkisches Nationalparkorganegesetz —
Stmk. NPOG)

§1
Zweck
Dieses Gesetz regelt die Bestellung sowie die Auf-
gaben, Befugnisse und Pflichten der Nationalpark-
organe.
§ 2
Bestellung

(1) Nationalparkorgane sind auf Antrag mit Be-
scheid der Landesregierung zu bestellen.

(2) Zu Nationalparkorganen diirfen nur Personen
bestellt werden, die die personlichen und fachlichen
Voraussetzungen erfiillen.

§3
Personliche Voraussetzungen
(1) Zum Nationalparkorgan kénnen nur Personen

bestellt werden, die folgende personliche Voraus-
setzungen erfiillen:

1. osterreichische Staatsbirgerschatft,
2. Volljahrigkeit,

3. Vertrauenswiirdigkeit,

4. korperliche und geistige Eignung.

(2) Als vertrauenswiirdig gilt nicht, wer wegen eines
Verbrechens, wegen eines Vergehens gegen fremdes
Vermogen oder nach §§ 180 bis 183 StGB oder
sonst wegen eines Vergehens vom Gericht zu einer
wenigstens sechsmonatigen Freiheitsstrafe rechts-
kraftig verurteilt worden ist, solange die Strafe nicht
getilgt ist. Zum Nachweis der Vertrauenswiirdigkeit
hat die Antragstellerin oder der Antragsteller einen
Strafregisterauszug vorzulegen.

§4
Fachliche Voraussetzungen

(1) Zum Nationalparkorgan koénnen nur Personen
bestellt werden, die fachlich geeignet sind. Fachlich
geeignet sind Personen, die Uiber ausreichende Kennt-
nisse tiber die in diesem Gesetz geregelten Aufgaben,
Befugnisse und Pflichten verfiigen.

(2) Die Erfiillung der fachlichen Voraussetzungen ist
der Landesregierung anlasslich einer Prufung nach-
zuweisen. Bei der Prifung hat die Nationalpark-
verwaltung mitzuwirken.

(3) Die Nationalparkorgane sind verpflichtet, in
regelmaBigen Zeitabstanden an Fortbildungskursen,
die von der Landesregierung oder von der National-
parkverwaltung angeboten werden, teilzunehmen.

(4) Die Landesregierung kann dazu durch Verord-
nung nahere Vorschriften erlassen.

§5
Beendigung
(1) Die Funktion als Nationalparkorgan endet durch
1. Tod oder
2. Verzichtserklarung oder
3. Abberufung.
(2) Die Abberufung ist mit Bescheid der Landes-
regierung auszusprechen, wenn
1. eine der personlichen Voraussetzungen fir die
Bestellung wegfallt oder ihr Fehlen nachtraglich
bekannt wird oder
2. das Nationalparkorgan groblich und wiederholt
gegen seine Pflichten verstoBen hat.
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§6
Auigaben und Pilichten

(1) Nationalparkorgane haben folgende Aufgaben:

1. Information der Bevolkerung uber die Ziele des
Nationalparks, deren Umsetzung und Mitwirkung
an anderen MafBnahmen der Bewusstseinsbildung
fur die Notwendigkeit des Schutzes der Natur und

2. Uberwachung der Einhaltung der Bestimmungen
des Nationalparkgesetzes Gesdause sowie der im
Nationalpark geltenden Bestimmungen des Steier-
markischen Naturschutzgesetzes.

(2) Die Nationalparkorgane haben bei der Aus-
ubung ihres Dienstes den Dienstausweis mitzufiihren
und das Dienstabzeichen sichtbar zu tragen. Der
Dienstausweis ist auf Verlangen der oder des Betrete-
nen vorzuweisen.

(3) Nationalparkorgane sind bei der Austibung ihrer
Tatigkeiten an die Weisungen der Bezirksverwal-
tungsbehorde gebunden.

(4) Nationalparkorgane haben sich bei der Aus-
uUbung ihrer Tatigkeiten unparteiisch zu verhalten. § 7
AVG gilt sinngemaB.

(5) Nationalparkorgane tiben ihre Tatigkeit ehren-
amtlich aus.

§7

Befugnisse

Nationalparkorgane haben folgende Befugnisse:

1. das Recht in Austiibung ihres Dienstes die zum
Nationalpark gehorenden Grundstiicke zu betre-
ten;

2. Anhaltung von Personen, die sie bei Begehung
einer Verwaltungsiibertretung nach dem National-
parkgesetz Gesduse antreffen, zum Zweck der Fest-
stellung der Identitat und Erstattung von Anzeigen;

3. Aussprechen von Ermahnungen;

4. Beschlagnahme von Verfallsgegenstanden gemal
§ 14 Abs. 4 des Nationalparkgesetzes Gesdause und
§ 39 VStG und Durchsuchung von Fahrzeugen und
Behadltnissen von angehaltenen Personen nach
solchen Verfallsgegenstdanden;

5. Ausstellung von Organstrafverfiigungen nach MaB-
gabe des § 50 VStG.

§8

Diensteid

Die bestellten Nationalparkorgane sind nach der in
der Anlage enthaltenen Eidesformel zu vereidigen.

§9

Dienstabzeichen und Dienstausweis

(1) Die Landesregierung hat dem Nationalpark-
organ unmittelbar nach der Beeidigung das Dienst-
abzeichen und den Dienstausweis auszufolgen.

(2) Das Nationalparkorgan hat der Landesregierung
jede Anderung des Namens und des Wohnortes unver-
zuglich mitzuteilen und gleichzeitig den Dienstaus-
weis zur Anderung vorzulegen. Ebenso ist der Verlust
des Dienstausweises oder Dienstabzeichens der Lan-
desregierung anzuzeigen.

(3) Das Dienstabzeichen und der Dienstausweis sind
der Landesregierung zuriickzugeben, wenn die Funk-
tion beendet ist.

(4) Das Dienstabzeichen hat die Inschrift ,Steier-
markisches Nationalparkorgan” zu enthalten. Der
Dienstausweis hat jedenfalls folgende Angaben zu
enthalten:

1. die Bezeichnung als Dienstausweis und dessen

Nummer;

2. den Vor- und Zunamen, das Geburtsdatum, den

Wohnort und ein Lichtbild des Nationalparkorgans;
3. das Datum der Bestellung;

4. das Dienstsiegel der Landesregierung.

§ 10
Dienstzeit und Dienstplan

(1) Die Nationalparkorgane haben pro Jahr min-
destens 60 Stunden Dienst zu versehen.

(2) Zur Verteilung der Jahresmindestdienstzeit und
im Vorhinein bekannt gegebener freiwilliger zusatz-
licher Dienstleistungen hat die Nationalparkverwal-
tung einen Dienstplan zu fiihren. Bei Verteilung der
Jahresmindestdienstzeiten ist auf personliche Um-
stande der Nationalparkorgane angemessen Bedacht
zu nehmen. Wurde eine freiwillige zusatzliche Dienst-
leistung im Dienstplan nicht berticksichtigt, hat das
Nationalparkorgan die Nationalparkverwaltung tiber
die Aufnahme des Dienstes spatestens bei Dienst-
antritt zu informieren.

(3) Befindet sich ein Nationalparkorgan auBler
Dienst im Gebiet des Nationalparks, ist es bei Ver-
dacht der Begehung einer Verwaltungsibertretung
nach dem Nationalparkgesetz Gesdause oder denin § 6
Abs. 1 Z. 2 angeftuhrten Bestimmungen des Steier-
markischen Naturschutzgesetzes berechtigt, sich in
den Dienst zu stellen. Das Indienststellen ist der oder
dem Betroffenen deutlich zur Kenntnis zu bringen.

§ 11

Strafbestimmungen
(1) Wer

1. bei Ausiibung seines Dienstes das Dienstabzeichen
nicht sichtbar tragt oder den Dienstausweis nicht
mitfiihrt,

2. den Dienstausweis Uber Verlangen der oder des
Betretenen nicht vorweist,

3. der Landesregierung nicht unverziiglich jede Ande-
rung in den die Bestellung betreffenden Umstanden
mitteilt oder den Dienstausweis fir eine erforder-
liche Anderung nicht vorlegt,

4. der Landesregierung den Verlust des Dienstaus-
weises oder des Dienstabzeichens nicht anzeigt,

5. der Landesregierung das Dienstabzeichen, ent-
sprechende Teile desselben oder den Dienstaus-
weis nicht zurtiickgibt,

6. ein Dienstabzeichen oder einen Dienstausweis
unbefugt oder missbrauchlich fiihrt oder verwen-
det,

begeht eine Verwaltungsubertretung und ist von der
Bezirksverwaltungsbehérde mit einer Geldstrafe bis
zu 2500 Euro zu bestrafen.

(2) Die Tat ist nicht zu bestrafen, wenn sie den Tat-
bestand einer in die Zustandigkeit der Gerichte fallen-
den strafbaren Handlung bildet.

(3) Unbefugt oder missbrauchlich gefiihrte oder ver-
wendete Ausweise oder Abzeichen, die der Ver-
waltungsiibertretung nach Abs. 1 Z. 6 zugrunde
liegen, sind fir verfallen zu erklaren.
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§ 12
Verweise

(1) Verweise in diesem Gesetz auf andere Landes-
gesetze sind als Verweise auf die jeweils gultige Fas-
sung zu verstehen.

(2) Verweise in diesem Gesetz auf Bundesgesetze
sind als Verweise auf folgende Fassungen zu ver-
stehen:

1. Bundesgesetz vom 23. Janner 1974 iber die mit
gerichtlicher Strafe bedrohten Handlungen (Straf-
gesetzbuch - StGB), BGBL. Nr. 60/1974 i. d. F.
BGBI. I Nr. 134/2002.

2. Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 —
AVG, BGBL Nr. 51/1991 i. d. F. BGBL 1
Nr. 117/2002.

3. Verwaltungsstrafgesetz 1991 — VStG, BGBI. Nr. 52/
19911i. d. F. BGBL I Nr. 117/2002.

§ 13
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt mit dem der Kundmachung fol-
genden Monatsersten, das ist der 1. Oktober 2003, in
Kraft.

Artikel 11

Das Gesetz vom 7. Juni 1977 uber die Berg- und
Naturwacht im Land Steiermark (Steiermarkisches
Berg- und Naturwachtgesetz 1977), LGBI. Nr. 49/1977
i. d. F. LGBI. Nr. 71/2001, wird geandert wie folgt:

1. § 17 Abs. 1 lautet:

+(1) Der Einsatzbereich eines Organs der Berg- und
Naturwacht erstreckt sich auf das Gebiet der Bezirks-
verwaltungsbehorde, von der es bestellt wurde. Im
Gebiet eines Nationalparks dirfen Organe der Berg-
und Naturwacht nur tatig werden, wenn sie nach dem
Steiermadrkischen Nationalparkorganegesetz bestellt
sind. In diesem Fall schreiten sie nach MaBlgabe des
Steiermarkischen Nationalparkorganegesetzes ein.”

2. § 26 wird die Absatzbezeichnung (1) vorangestellt
und folgender Abs. 2 angefiigt:

+(2) Die Neufassung des § 17 Abs. 1 durch die
Novelle LGBI. Nr. 69/2003 tritt mit dem der Kund-
machung folgenden Monatsersten, das ist der 1. Okto-
ber 2003, in Kraft.”

Anlage
Eidesformel

Ich gelobe, die Bundesverfassung und die Landes-
verfassung sowie alle tibrigen Gesetze des Bundes und
des Landes Steiermark unverbriichlich zu beachten
und die mir als Nationalparkorgan uibertragenen Auf-
gaben in meinem Dienstbereich stets gewissenhaft
sowie nach den Weisungen meiner Vorgesetzten zu
erfullen, dabei unter Achtung der Wirde jedes
Menschen jede Verletzung und Beschadigung der
meinem Schutz anvertrauten Rechte und Gegenstande
hintan zu halten, jede wahrgenommene Beschadigung
nach bestem Wissen und Gewissen soweit erforderlich
der Behorde mitzuteilen, niemanden wissentlich falsch
anzuzeigen oder zu verdachtigen und immer die Ver-
schwiegenheitspflicht zu wahren.

Landesrat
Poltl

Landeshauptmann
Klasnic

70.

Vereinbarung gemalBi Artikel 15a B-VG zwi-

schen dem Bund und dem Land Steiermark zur

Errichtung und zum Betrieb eines Nationalparks
Gesause

Der Bund, vertreten durch die Bundesregierung,
und das Land Steiermark, vertreten durch den
Landeshauptmann - im Folgenden Vertragsparteien
genannt —, geleitet von dem Wunsch, 6kologisch be-
sonders wertvolle Gebiete des Gesduses von nationa-
ler und internationaler Bedeutung zu erhalten, sind
ubereingekommen, gemal Artikel 15a B-VG nachste-
hende Vereinbarung abzuschlieBen:

Artikel 1
Gegenstand der Vereinbarung

Gegenstand der Vereinbarung ist die Errichtung
und der Betrieb des Nationalparks Gesduse.

Artikel 2
Nationalparkgebiet

(1) Der Nationalpark Gesause im Sinne dieser Ver-
einbarung soll Flachen im Ausmaf von 12.500 ha in
den Gesdausebergen und der Gesauseschlucht der
Ennstaler Alpen in den Gemeinden Weng, St. Gallen,
Landl, Hieflau, Johnsbach und Admont umfassen.
Eine VergroBerung des Nationalparks tiber das Aus-
mal von 12.500 ha bedarf einer gesonderten Verein-
barung der Vertragsparteien, bei einer Erweiterung
innerhalb des erwdahnten Ausmales eines Beschlusses
der Generalversammlung der Nationalparkgesell-
schaft.

(2) Das genannte Gebiet gemédB Abs. 1 ist in der
dieser Vereinbarung als integrierter Bestandteil
angeschlossenen Anlage kartographisch dargestellt.

(3) Die genaue Festlegung von Grundflachen des im
Abs. 1 beschriebenen Gebietes im Nationalpark
Gesause, die Grenzziehung und Zoneneinteilung er-
folgen nach MaBgabe landesrechtlicher Vorschriften.

Artikel 3
Zielsetzung

(1) Der Errichtung und dem Betrieb des National-
parks Gesdause liegen insbesondere folgende Ziele zu
Grunde:

1. die internationale Anerkennung nach den Kriterien
fur die Kategorie II — Nationalpark — der Weltnatur-
schutzunion (IUCN - The World Conservation
Union) anzustreben;

2. den Nationalpark Geséduse als naturnahes und land-
schaftlich wertvolles Gebiet von nationaler und
internationaler Bedeutung zu erhalten;

3. die fiir dieses Gebiet reprasentativen Landschafts-
typen einschlieBlich der naturnahen Kulturland-
schaft sowie die Tier- und Pflanzenwelt mit ihren
Lebensraumen zu bewahren;

4. die Erlebbarkeit des Gebietes zu Zwecken der Bil-
dung und Erholung zu erméglichen.

(2) Die Verfolgung der in Abs. 1 genannten Ziele
erfolgt unter Beachtung der Grundsatze der Spar-
samkeit, Wirtschaftlichkeit und ZweckmabBigkeit.
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(3) Die Vertragsparteien werden im Rahmen ihres
jeweiligen Wirkungsbereiches keine den Zielsetzun-
gen des Nationalparks zuwiderlaufenden MaBnahmen
setzen. Sie werden auf diese Ziele auch im Rahmen
der Privatwirtschaftsverwaltung und der allgemeinen
ForderungsmaBnahmen Riicksicht nehmen.

Artikel 4
Nationalparkverwaltung

(1) Die Verwaltung des Nationalparks Gesduse
erfolgt durch die ,Nationalpark Gesdause GmbH."
(Abs. 2) nach MaBgabe dieser Vereinbarung.

(2) Die Vertragsparteien grinden eine gemeinntt-
zige Gesellschaft mit beschrankter Haftung mit dem
Firmenwortlaut ,Nationalpark Gesdause GmbH.", im
Folgenden ,Nationalparkgesellschaft” genannt. Die
Anteile der Nationalparkgesellschaft sind zu je 50 %
dem Bund und dem Land Steiermark vorbehalten. Das
Stammkapital betragt 35.000 Euro und wird zu je 50 %
von den Gesellschaftern bar aufgebracht. Sitz der
Nationalparkgesellschaft ist in einer Nationalpark-
gemeinde.

(3) Als Organe der Nationalparkgesellschaft werden
die Generalversammlung und der Geschaftsfithrer
eingerichtet. Die Generalversammlung besteht aus
vier Mitgliedern, die paritatisch vom Bund sowie vom
Land Steiermark bestellt werden.

(4) Die Nationalparkgesellschaft soll ihre Tatigkeit
im Jahr 2003 aufnehmen. Die Funktion des Geschafts-
fihrers (Nationalparkdirektors) ist von den Vertrags-
parteien im Einvernehmen rechtzeitig auszuschreiben.

Artikel 5
Auigaben der Nationalparkverwaltung

(1) Der Nationalparkgesellschaft obliegt die Erfil-
lung der Aufgaben und Verpflichtungen, die sich aus
dieser Vereinbarung, aus dem Steiermarkischen
Nationalparkgesetz, LGBI. Nr. 61/2002, und den zwei
Verordnungen (Nationalparkerklarung, Nationalpark-
plan), aus dem Gesellschaftsvertrag und den Beschlis-
sen der Organe der Nationalparkgesellschaft unter
Wahrung der Grundsatze von Sparsamkeit, Wirt-
schaftlichkeit und ZweckmaBigkeit ergeben. Auf-
gaben der Nationalparkgesellschaft sind insbeson-
dere:

1. die Errichtung, der Betrieb und die Entwicklung des
Nationalparks im Sinne der Zielsetzungen gemal
Artikel 3 Abs. 1;

2. die Durchfihrung jener MaBnahmen, die dem
Schutz des Lebensraumes, der Tiere und Pflanzen
dienen;

3. die Mitarbeit an der Erstellung des Nationalpark-
planes sowie die laufende Kontrolle der Umsetzung
und Einhaltung;

4. die Koordinierung der wissenschaftlichen For-
schung und die laufende Beobachtung (Monito-
ring);

5. die Durchfiithrung und Koordinierung der Informa-
tions- und Offentlichkeitsarbeit, insbesondere der
Bildungsarbeit und naturkundlichen Fihrungstatig-
keit;

6. die Vertretung der Interessen des Nationalparks bei
regionalwirtschaftlichen und sonstigen sich auf den
Nationalpark Gesdause auswirkenden MaBnahmen.

(2) Zur Umsetzung der in Abs. 1 genannten Aufga-
ben hat die Nationalparkgesellschaft

1. ein Jahresprogramm und einen entsprechenden
Wirtschafts- und Finanzplan jahrlich bis spatestens
30. September fiir das darauf folgende Jahr zu er-
stellen, welche von der Generalversammlung ein-
stimmig zu beschlieBen sind,

2. jahrlich innerhalb der gesetzlichen Frist einen
Rechnungsabschluss und Geschaftsbericht iiber das
abgelaufene Jahr der Generalversammlung zur Be-
schlussfassung vorzulegen,

3. allfallige Abgeltungen fiir Nutzungsentgange, Wirt-
schaftserschwernisse und sonstige Nachteile am
Vermogen, die den Inhabern von Rechten, die mit
diesen Grundflachen verbunden sind, durch die
Errichtung und den Betrieb des Nationalparks er-
wachsen, abzuwickeln, soweit sie nicht nach
landesgesetzlichen Vorschriften bescheidmaBig zu-
gesprochen werden,

4. die zu erbringenden Leistungen den Inhabern von
Rechten abzugelten.

(3) Die Nationalparkgesellschaft kann sich zur Be-
sorgung ihrer Aufgaben Dritter bedienen, wobei die
Durchfiihrung von ManagementmaBnahmen gemalB
Abs. 1 auf Flachen im Eigentum des Landes Steier-
mark durch die Steiermarkischen Landesforste im Ein-
vernehmen mit der Nationalparkgesellschaft auf Basis
eines gemeinsamen Jahresarbeitsprogrammes erfolgt.

(4) Der Geschaftsfuhrer der Nationalparkgesell-
schaft (Nationalparkdirektor) und der Leiter der Forst-
verwaltung Admont — Steiermadrkische Landesforste
haben in regelmaBigen Sitzungen insbesondere die
Erstellung des Jahresarbeitsprogrammes und dessen
Umsetzung abzustimmen. Wird in diesen Sitzungen
kein Einvernehmen erzielt, ist die Generalversamm-
lung zu befassen. Die Ergebnisse der Sitzungen sind
zu dokumentieren und regelmaBig der Generalver-
sammlung zur Kenntnis zu bringen.

(6) Die Nationalparkgesellschaft hat den Vertrags-
parteien auf Verlangen, mindestens jedoch alle fiinf
Jahre einen Tatigkeitsbericht vorzulegen.

Artikel 6
Nationalparkiorum

Zur regelmaBigen Information der regionalen Bevol-
kerung und der Nationalparkgemeinden wird ein
Nationalparkforum eingerichtet. Die ndheren Rege-
lungen uber die Zusammensetzung, die Aufgaben und
die Geschaftsordnung sind landesgesetzlichen Bestim-
mungen vorbehalten. Allfdllige Kosten, die sich aus
der Geschaftsfuhrung des Nationalparkforums erge-
ben, werden vom Land Steiermark getragen.

Artikel 7
Finanzierung

(1) Die Vertragsparteien erkldaren sich bereit, fol-
gende Kosten je zur Halfte zu tragen:

1. die Grundungskosten der Gesellschaft von hochs-
tens 10.000 Euro und das Stammkapital von 35.000
Euro;

2. die einmaligen Errichtungskosten fur Nationalpark-
infrastruktur von hochstens 2 Millionen Euro
inklusive Umsatzsteuer nach MafBlgabe von einstim-
migen Beschliissen der Generalversammlung;
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3. die laut Wirtschafts- und Finanzplan genehmigten
Kosten fiir den laufenden Betrieb der Nationalpark-
gesellschaft einschlieBlich der in Artikel 5 Abs. 2
Z. 3 und 4 angefiihrten Leistungsentgelte von jahr-
lich hochstens 2 Millionen Euro inklusive Umsatz-
steuer, die quartalsweise aufzubringen und nach
MaBgabe des Rechnungsabschlusses abzurechnen
sind.

(2) Das Land Steiermark verpachtet der National-
parkgesellschaft die Flachen gemal Artikel 2 dieser
Vereinbarung zu einem Entgelt von jahrlich 350.000
Euro inklusive Umsatzsteuer auf die Dauer des Beste-
hens des Nationalparks. Die genauen Konditionen
werden mittels einer Vereinbarung zwischen dem
Land Steiermark und der Nationalparkgesellschaft
geregelt. Dieses Entgelt (Pachtzins) wird erst ab 2005
in voller Hohe fallig; fur die Jahre 2003 und 2004 erhalt
das Land Steiermark den Betrag von je 325.000 Euro
inklusive Umsatzsteuer. In diesen Betragen nicht ent-
halten sind Abgeltungen fur die Nutzung von Gebdau-
den und den dazugehoérigen Einrichtungen fiir Natio-
nalparkzwecke durch die Nationalparkgesellschaft.

(3) Allfallige Ertragnisse aus ManagementmaBnah-
men auf Flachen des Landes Steiermark, die von den
Steiermarkischen Landesforsten durchgefiihrt werden,
werden von diesen jahrlich der Nationalparkgesell-
schaft zugefihrt.

(4) Die Durchfiihrung von Managementmafnahmen
gemal Artikel 5 Abs. 3 erfolgt auf den Fldachen des
Landes Steiermark durch die Steiermarkischen
Landesforste auf Basis von Jahresprogrammen, die
von der Nationalparkgesellschaft erstellt werden.
Seitens der Steiermarkischen Landesforste wird fiir die
Durchfiithrung der ihr tibertragenen Aufgaben das not-
wendige Personal im Aquivalent von jdhrlich zehn
Personenjahren bereitgestellt. Die Steiermarkischen
Landesforste erhalten dafiir ein jahrliches Entgelt in
der Hohe von 340.000 Euro inklusive Umsatzsteuer.

(5) Mit Aufnahme ihrer Tatigkeit wird der National-
parkgesellschaft von jeder Vertragspartei als erste
Teilzahlung fur den laufenden Betrieb ein Betrag
von jeweils 400.000 Euro zur Verfligung gestellt. Die
Bereitstellung des restlichen Betrages erfolgt quartals-
weise ab Vorliegen eines Wirtschafts- und Finanz-
planes.

(6) Bei der Besorgung der Aufgaben der National-
parkgesellschaft ist der groStmogliche Grad an
Kostendeckung anzustreben.

Artikel 8
Schlichtungsverfahren

Bei Meinungsverschiedenheiten tUber die Aus-
legung von oder den Versto gegen Vertragsbestim-
mungen ist jede Vertragspartei bereit, eine gttliche
Einigung herbeizufiihren.

Artikel 9
Uberpriifung der Leistungen

Die Vertragsparteien kommen tberein, nach funf
Jahren die Regelungen der gegenstandlichen Verein-
barung, insbesondere die Organisationsform und die
Umsetzung der Maflnahmen gemal Artikel 5 und 7,
einer Uberpriifung zu unterziehen und eine allféllige
Neuregelung einvernehmlich festzulegen, wobei eine

Modifikation der Finanzierung des laufenden Betrie-
bes der Nationalparkgesellschaft in Form eines Gesell-
schafterbeschlusses erfolgen kann.

Artikel 10
Ubernahme bestehender Vereinbarungen

(1) Nutzungsvorvereinbarungen betreffend Alm-
flachen, die als Voraussetzung der Nationalparker-
klarung vor Inkrafttreten dieser Vereinbarung abge-
schlossen wurden, werden von der Nationalparkge-
sellschaft nach MaBgabe eines Beschlusses der Gene-
ralversammlung tibernommen.

(2) Im Falle der Ausgliederung, sonstigen Anderung
der Rechtsform der Steiermarkischen Landesforste
oder in Fallen gemal § 4 Abs. 4 des Steiermarkischen
Nationalparkgesetzes, LGBl Nr. 61/2002, tragt das
Land Steiermark dafiir Sorge, dass Vereinbarungen,
die vor diesem Zeitpunkt abgeschlossen wurden, an
den Rechtsnachfolger der Steiermarkischen Landes-
forste libertragen werden.

Artikel 11
Geltungsdauer, Kiindigung

(1) Diese Vereinbarung wird auf unbestimmte Zeit
geschlossen. Sie kann von den Vertragsparteien
friihestens zehn Jahre nach ihrem Inkrafttreten schrift-
lich gekiindigt werden.

(2) Eine Kindigung wird sechs Monate nach ihrem
Einlangen bei der anderen Vertragspartei wirksam.
Auf zivilrechtliche Verpflichtungen der Nationalpark-
gesellschaft, die vor einer Kiindigung im Sinne der
vorliegenden Vereinbarung eingegangen wurden,
werden ungeachtet der Kiindigung die Bestimmungen
der vorliegenden Vereinbarung von den Vertrags-
parteien bis zur Endigung der zivilrechtlichen Ver-
pflichtung, langstens aber zehn Jahre, weiter ange-
wandt. Im Falle einer Kiindigung werden die Vertrags-
parteien die ihnen offen stehenden Moglichkeiten zur
Losung von zivilrechtlichen Verpflichtungen wahr-
nehmen.

Artikel 12
Hinterlegung, Mitteilung

Diese Vereinbarung wird in zwei Urschriften aus-
gefertigt. Eine Urschrift wird beim Bundeskanzleramt
und eine beim Amt der Steiermdarkischen Landesregie-
rung hinterlegt. An diese Stellen sind auch alle die
Vereinbarung betreffenden Erklarungen und Mittei-
lungen schriftlich zu richten.

Artikel 13
Personenbezogene Bezeichnungen
Die in dieser Vereinbarung verwendeten personen-

bezogenen Bezeichnungen sind geschlechtsneutral zu
verstehen.

Artikel 14
Inkraftireten
(1) Diese Vereinbarung tritt 30 Tage nach Ablauf
des Tages in Kraft, an dem
1. beim Bundeskanzleramt die Mitteilung einlangt,
dass die nach der Landesverfassung erforderlichen
Voraussetzungen fur das Inkrafttreten erfillt sind
und
2. die nach der Bundesverfassung erforderlichen Vor-
aussetzungen fur das Inkrafttreten erfiillt sind.
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(2) Das Bundeskanzleramt wird dem Land das Vor-
liegen der Voraussetzungen nach Abs. 1 Z. 2 sowie
den Tag des Inkrafttretens dieser Vereinbarung mit-
teilen.

Fir den Bund:
Der Bundesminister fiir Land- und Forstwirtschaft,
Umwelt und Wasserwirtschaft:
Mag. Wilhelm Molterer

Fir das Land Steiermark:
Der Landeshauptmann:
Waltraud Klasnic

Diese Vereinbarung tritt gemal Artikel 14 mit
24. August 2003 in Kraft.

Landeshauptmann Waltraud Klasnic


martina
Dienstleistungsaufträge
im Unterschwellenbereich . . . . . . . . . 300 Euro
4. Verhandlungsverfahren
ohne vorherige Bekanntmachung
betreffend geistig-schöpferische
Dienstleistungen
im Unterschwellenbereich . . . . . . . . . . 350 Euro
5. Nicht offene Verfahren
ohne vorherige Bekanntmachung
betreffend Bauaufträge
im Unterschwellenbereich . . . . . . . . . 600 Euro
6. Nicht offene Verfahren
ohne vorherige Bekanntmachung
betreffend Liefer- und
Dienstleistungsaufträge
im Unterschwellenbereich . . . . . . . . . . 350 Euro
7. Sonstige Verfahren
im Unterschwellenbereich
betreffend Bauaufträge . . . . . . . . . . . . 2.500 Euro
8. Sonstige Verfahren
im Unterschwellenbereich
Gemeindeordnung
der
Gesetze
21/
62/
Gemeinde
2003
mit
natürlicher
Maisstaude
Wappenurkunde
des

martina

martina

martina

martina

martina
betreffend Liefer- und
Dienstleistungsaufträge . . . . . . . . . . . 800 Euro
9. Verfahren im Oberschwellenbereich
betreffend Bauaufträge . . . . . . . . . . . . 5.000 Euro
10. Verfahren im Oberschwellenbereich
betreffend Liefer- und
Dienstleistungsaufträge . . . . . . . . . . . . 1.600 Euro.
(2) Die von der Antragstellerin/vom Antragsteller für
einen Antrag auf Teilnahme am Nachprüfungsverfahren
gemäß § 6 Abs. 2 und 4 Steiermärkisches Vergabe-
Nachprüfungsgesetz zu entrichtende Pauschalgebühr
beträgt 50 % der in Abs. 1 festgesetzten
Pauschalgebühr.
§ 2

martina
Euro
Euro
Euro
Euro
Euro
§ 2
Entrichtungsarten
Die Gebühr ist gleichzeitig mit der Einbringung des
Antrages bzw. Teilnahmeantrages durch Einzahlung
mittels Erlagschein zu entrichten. Nach Maßgabe der
beim Unabhängigen Verwaltungssenat bestehenden
Möglichkeiten kann die Bezahlung auch durch Barzahlung,
mittels Bankomatkarte oder Kreditkarte erfolgen.
§ 3
Inkrafttreten
Diese Verordnung tritt mit dem der Kundmachung
folgenden Tag, das ist der 1. Oktober 2003, in Kraft.
Für die Steiermärkische Landesregierung:
Landeshauptmann Waltraud Kl a s n i c
72.
Verordnung der Steiermärkischen Landesregierung
vom 8. September 2003 über die Verleihung
des Rechtes zur Führung eines
Gemeindewappens an die Gemeinde Raabau
(politischer Bezirk Feldbach)
Auf Grund des § 4 Abs. 1 der Steiermärkischen
Gemeindeordnung 1967, LGBl. Nr. 115, in der Fassung
der Kundmachung LGBl. Nr. 127/1972 und der
Gesetze LGBl. Nr. 9/1973, 14/1976, 14/1982, 87/1986,
21/1994, 75/1995, 41/1997, 72/1997, 1/1999, 82/1999,
62/2001 und 57/2002 wird verordnet:
§ 1
Der im politischen Bezirk Feldbach gelegenen
Gemeinde Raabau wird mit Wirkung vom 1. Oktober
2003 das Recht zur Führung eines Gemeindewappens
mit folgender Beschreibung verliehen:
„In silbernem schwarz damaszierten Schild ein
natürlicher Eisvogel, einer gestümmelten grünen
Maisstaude aufsitzend.“
§ 2
Die der Gemeinde Raabau ausgefertigte Wappenurkunde
enthält die Beschreibung und eine Abbildung
des Gemeindewappens.
Für die Steiermärkische Landesregierung:
Landeshauptmann Waltraud Kl a s n i c
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